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1 ANLASS, ZIEL UND ZWECK DER PLANUNG 

Mit Aufstellungsbeschluss am 27.06.2013 wurde von der Stadt Volkmarsen die 1. Änderung des rechtskräf-
tigen Bebauungsplans „Erzeugung und Nutzung Bioenergie“, Bereich „Hagelbreite“ aus dem Jahr 2009 for-
mal in die Wege geleitet. Anlass waren die zwischenzeitlichen vorhandenen und zukünftig beabsichtigten 
baulichen Veränderungen des damaligen Anlagenbetreibers. Eine Änderung war notwendig geworden, da 
der rechtskräftige Bebauungsplan ein Sondergebiet "Bioenergie" ausweist, das durch randliche Flächen für 
Kompensationsmaßnahmen und Landwirtschaftsflächen in seiner flächigen Ausdehnung eingeengt wird. 
Hinzu kommt, dass die Baugrenzen unmittelbar um die seinerseits genehmigten baulichen Anlagen festge-
setzt wurden, und damit eine weitere Entwicklung des Standortes stark eingeschränkt wird. 
 
Das Verfahren zur 1. Änderung des Bebauungsplanes „Erzeugung und Nutzung Bioenergie“, Bereich „Hagel-
breite“ wurde nach der Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange sowie der Öffentlichkeit 
Ende 2013 vorerst eingestellt, da sich der damalige Betreiber zurückgezogen hatte. Durch mehrmalige Bet-
reiberwechsel und der einhergehenden kleinteiligen Entwicklung und Ausweitung der Biogasanlage, weicht 
der Standort in seiner bauordnungs- wie planungsrechtlichen Ausprägung vom rechtskräftigen Bebauungs-
plan sowie auch von der 2013 eingeleiteten Änderungsplanung ab. Nachdem die Biogasanlage zwischenzeit-
lich von einem neuen Betreiber übernommen wurde, wird das Verfahren wieder aufgenommen und -nach 
Rücksprache mit dem Regierungspräsidium Kassel und dem Landkreis Waldeck-Frankenberg - mit der er-
neuten Offenlage und Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange fortgesetzt. 
 
Die Stadt Volkmarsen möchte daher durch eine Änderung des Bebauungsplanes das Planungsrecht an den 
faktischen Bestand anpassen und gleichzeitig eine moderate Entwicklung des Standortes ermöglichen. 
 
Ziel und Zweck der Planung ist, die städtebauliche Entwicklung des Standortes durch Ausweisung eines 
sonstigen Sondergebietes, gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO sowie die Steuerung i.V.m. qualifizierten planungs-
rechtlichen Vorgaben im zulässigen Umfang durch Art und Maß der baulichen Nutzung. 
 
 
2 ANWENDUNG DES VEREINFACHTEN VERFAHRENS GEMÄSS § 13 BAUGB 

Um die 1. Änderung des Bebauungsplans „Erzeugung und Nutzung Bioenergie“, Bereich „Hagelbreite“ zügig 
zum Abschluss zu bringen, wird die vom Gesetzgeber ermöglichte Vereinfachung des Verfahrens gemäß § 
13 BauGB angewandt. Die im § 13 BauGB genannten Voraussetzungen dafür werden erfüllt: 

• Im vorliegenden Bauleitplanverfahren wird ein rechtskräftiger Bebauungsplan geändert bzw. ergänzt, 
ohne die planerischen Grundzüge zu berühren 

• Es bestehen keine Anhaltspunkte, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der 
Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 S. 1 BImSchG zu beachten sind. 

• Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr.7, Buchstabe b) BauGB genannten Schutz-
güter (FFH-Gebiete und europäische Vogelschutzgebiete) bestehen nicht.  

• Die Biogasanlage ist gem. Anlage 1 UVPG vorprüfungspflichtig. Die standortbezogene Vorprüfung des 
Einzelfalls hat ergeben, dass keine UVP durchgeführt werden muss. (vgl. Kap. 8.3). 

 
  



1. Änderung Bebauungsplan "Erzeugung und Nutzung Bioenergie"  Begründung 
Bereich „Hagelbreite“, Stadt Volkmarsen (Entwurf) 
   
 
 

   
Stand: 13.06.2018 Seite 5 von 20 
 

Bei der Anwendung des vereinfachten Verfahrens gem. § 13 BauGB kann u.a. auf den Umweltbericht (§ 2a 
BauGB), von der Angabe nach § 3 Absatz 2 Satz 2, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 
sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6a Absatz 1 und § 10a Absatz 1 abgesehen wer-
den. Dennoch verlangt der Gesetzgeber die entsprechenden Umweltbelange zu ermitteln und die Eingriffs-/ 
Ausgleichsregelung gem. BNatSchG durchzuführen sowie die Umweltbelange im Rahmen der Abwägung 
einzustellen.  
 
 
3 VERFAHRENSABLAUF 

 
 Aufstellungsbeschluss / Beschleunigtes Verfahren  
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Volkmarsen hat am 27.06.2013 gem. § 2 Abs. 1 BauGB die 
Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplans „Erzeugung und Nutzung Bioenergie“, Bereich „Hagelbrei-
te“ beschlossen und zugleich den Beschluss zur Aufstellung im vereinfachten Verfahren, gemäß § 13 BauGB, 
gefasst. Dieser Beschluss wurde am 01.11.2013 in der Waldeckischen Landeszeitung Nr. 254 und in der 
Hessisch-Niedersächsischen Allgemeinen Nr. 296 ortsüblich bekannt gemacht. 
 
 Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB) 
Die Beteiligung der der Behörden und Träger öffentlicher Belange (TÖB) gem. § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte mit 
Schreiben vom 01.11.2013 bis einschließlich 13.12.2013. Während der Beteiligungsfrist wurden Anregungen 
und Hinweise vorgebracht, die in der Überarbeitung der Änderungsplanung berücksichtigt wurden. 
 
 Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB) 
Gemäß § 3 (2) BauGB erfolgte die öffentliche Auslegung vom 11.11.2013 bis einschließlich 13.12.2013. 
Während der Auslegungsfrist wurden keine Stellungsnahmen von Seiten der Öffentlichkeit vorgebracht. 
 
 Erneute Beteiligung der TÖB sowie der Öffentlichkeit (§ 4a Abs. 3 BauGB) 
Es ist beabsichtigt, die erneute Beteiligung der TÖB sowie die erneute Offenlage gem. § 4a Abs. 3 BauGB im 
Juni/Juli durchzuführen. 
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4 DAS PLANGEBIET 

 
4.1 Abgrenzung und Größe des Geltungsbereichs 

Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes „Erzeugung und Nutzung Bioenergie“, Bereich 
„Hagelbreite“ befindet sich im südwestlichen Stadtgebiet von Volkmarsen, am Rande von gewerblichen 
Baugrundstücken sowie am Übergang zu unbebauten landwirtschaftlichen Nutzflächen. Das Plangebiet ist 
ca. 2,26 ha groß und umfasst das Flurstück 98 der Flur 42, Gemarkung Volkmarsen. Im Norden, Osten und 
Westen grenzt der Geltungsbereich an Wege- und Straßenparzellen an. Entlang der südlichen Geltungsbe-
reichsgrenze schließen intensiv genutzte Ackerflächen an. Die Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs 
ist dem nachfolgend dargestellten Lageplan zu entnehmen. 
 
Abb. 1: Auszug Lageplan mit Geltungsbereich 

 
 
 
4.2 Realnutzung 

Auf dem Grundstück befindet sich eine Biogasanlage mit ihren zugehörigen baulichen Anlagen (u.a. 
Fermeter, Nachgärer, Endlager, BHKW und Trafo), eine Lager- und Maschinenhalle, eine Fahrzeugwaage, 
ein Waschplatz und eine Separierplatte sowie Fahrsilos einschließlich notwendiger Fahr-, Abtank-  und La-
gerflächen. 
Die Erschließung des Grundstückes erfolgt über eine eigenständige Zufahrt im Nordwesten des Plangebietes 
mit Zuwegung über die Rudolph-Diesel-Straße. Die vorhandene Biogasanlage ist entlang der östlichen und 
südlichen Grundstücksgrenzen durch eine 2 m hohe Betoneinfriedung gefasst und gesichert. 
Die östlichen Grundstücksflächen sind derzeitig unbebaut und werden landwirtschaftlich genutzt. 



1. Änderung Bebauungsplan "Erzeugung und Nutzung Bioenergie"  Begründung 
Bereich „Hagelbreite“, Stadt Volkmarsen (Entwurf) 
   
 
 

   
Stand: 13.06.2018 Seite 7 von 20 
 

5 ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN / PLANERISCHE GRUNDLAGEN 

 
5.1 Regionalplan Nordhessen (RPN) 2009 

Im Regionalplan 2009 (rechtskräftig seit dem 15. März 2010) sind die Flächen des Geltungsbereiches als 
Vorranggebiet Industrie u. Gewerbe - Bestand dargestellt. 
Die an das Plangebiet angrenzenden Flächen sind als "Vorranggebiet Industrie u. Gewerbe - Planung" aus-
gewiesen. 
Mit Stellungnahme vom 21.11.2013 hat das Regierungspräsidium Kassel, Dez. 21/2L Regionalplanung, Sied-
lungswesen mitgeteilt, dass der Planung keine Ziele des Regionalplanes entgegenstehen. 
 
Abb. 2: Auszug Regionalplan 2009 

 
 
5.2 Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Volkmarsen 

Das Plangebiet liegt innerhalb der 12. Änderung des Flächennutzungsplans (FNP) der Stadt Volkmarsen 
(rechtsgültig mit Bekanntmachung vom 22.08.2008). Der FNP weist die Flächen des Plangebietes vollständig 
als Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung „Bioenergie“ aus. Somit ist die vorliegende Bauleitplanung 
als aus dem FNP heraus entwickelt anzusehen; eine Anpassung des FNP ist nicht erforderlich. 
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5.3 Bestehendes Planungsrecht (Rechtskräftiger Bebauungsplan) 

Die vorliegende Bauleitplanung umfasst vollständig die Flächen des seit dem 23.04.2009 rechtskräftigen 
Bebauungsplanes „Erzeugung und Nutzung Bioenergie“, Bereich „Hagelbreite“.  
Hierin sind die Flächen im Umfeld der vorhandenen Biogasanlage als "Sondergebiet - Bioenergie"  nach § 11 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) mit einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,65 sowie einer maximal zulässi-
gen Gebäudehöhe von 15 m festgesetzt. Des Weiteren sind innerhalb des Sondergebietes Baugrenzen 
zeichnerisch festgesetzt, welche die vorhandenen baulichen Anlagen eng umfassen.  
Weiterhin sind im rechtskräftigen Bebauungsplan eine großflächige Maßnahmenfläche (Ackerbrache) sowie 
eine Fläche für Landwirtschaft planungsrechtlich festgesetzt. Ergänzend ist entlang der nördlichen und süd-
lichen Geltungsbereichsgrenze eine Maßnahmenfläche zur Anpflanzung einer dreireihigen Laubholzhecke 
vorgesehen. 
Die nachfolgende Abbildung 2 zeigt die Planzeichnung des rechtskräftigen Bebauungsplanes. Mit Inkrafttre-
ten der 1. Änderung des Bebauungsplanes „Erzeugung und Nutzung Bioenergie“, Bereich „Hagelbreite“ 
werden in dessen Geltungsbereich die Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Erzeugung und 
Nutzung Bioenergie“, Bereich „Hagelbreite“ vom 23.04.2009 außer Kraft gesetzt. 
 
Abb.3: Planzeichnung des rechtskräftigen Bebauungsplan „Erzeugung und Nutzung Bioenergie“, Bereich „Hagelbreite“  

 
 
5.4 Trinkwasserschutzgebiet 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich innerhalb der Schutzzone IIIA des mit Verordnung 
vom 16.03.1971 (StAnz. 15/1971 S. 659) festgesetzten Trinkwasserschutzgebietes für den Brunnen „Engels-
grund“ und dem mit Verordnung vom 29.03.1983 (StAnz. 16/1982 S. 818) festgesetzten Trinkwasserschutz-
gebiet für den Brunnen „Kleiner Tentenberg“ der Stadt Volkmarsen. Die Bestimmungen der Schutzgebiets-
verordnungen sind zu beachten. 
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Der Geltungsbereich der Kompensationsmaßnahme - Teil B befindet sich innerhalb der Schutzzone IIIA des 
mit Verordnung vom 14.07.1987 (StAnz. 31/1987 S. 1702) festgesetzten Trinkwasserschutzgebietes für die 
Trinkwassergewinnungsanlagen "Tiefbrunnen I bis III Arolsen" sowie "Tiefbrunnen Neu-Berich" der Stadt 
Bad Arolsen. Die Bestimmungen der Schutzgebietsverordnung sind zu beachten. 
 
5.5 Altlasten 

Für die Flächen des Geltungsbereichs sowie in dessen unmittelbarer Umgebung sind keine Altlasten, Altab-
lagerungen oder Grundwasserschadensfälle bekannt. 
 
 
6 ARTENSCHUTZ 

Die geänderte Gesetzeslage durch die sogenannte "kleine Artenschutznovelle" im Rahmen der Änderung 
des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) von Dezember 2007 erfordert seither bei der 
Vorhabenszulassung die Beachtung und fachliche Auseinandersetzung mit den artenschutzrechtlichen Vor-
gaben. Nach dem Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen (HMUELV, 3. Fassung Dezember 
2015) ist ein artenschutzrechtlicher Beitrag immer dann erforderlich, "wenn es bei Vorhaben und Plänen 
begründete Hinweise gibt, dass nach europäischem Recht geschützte Tier- und Pflanzenarten beeinträchtigt 
werden können". Aus diesem Grund ist bei oben genanntem Vorhaben eine Einschätzung zu den arten-
schutzrechtlichen Belangen nötig. Hierbei ist die Prüfung der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 
BNatSchG vorzunehmen. 
 
6.1 Methodik 

Bezüglich im Gebiet vorkommenden, besonders und streng geschützten Arten ist zu untersuchen, ob das 
Eintreten von Verbotstatbeständen des § 44 Abs. 1 BNatSchG zu erwarten ist: 

§ 44 Abs. 1 Nr.1: 
Es ist verboten, wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu ver-

letzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 
zerstören. 

§ 44 Abs. 1 Nr. 2: 
Es ist verboten, wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während 
der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine 

erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer 
Art verschlechtert. 
§ 44 Abs. 1 Nr. 3: 

Es ist verboten Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten 
aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 

Artenschutzrechtlich relevant sind die europarechtlich geschützten Arten, die im Plangebiet potentiell vor-
kommen und durch das Vorhaben betroffen sein könnten. Dabei handelt es sich um die Arten des Anhangs 
IV der FFH-Richtlinie und um alle europäischen Vogelarten. 
Für die planungsrelevanten Arten wird eine Prognose des Eintretens der Verbotstatbestände vorgenom-
men. Hierbei erfolgt eine Potentialabschätzung anhand der faktischen naturräumlichen Gegebenheiten 
sowie vorhandener Habitate. 
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6.2 Naturräumliche Ausstattung – Untersuchungsgebiet 

Die Flächen des Geltungsbereiches setzen sich aus jeweils gleichem Anteil aus den einerseits stark 
anthropogen überformten Arealen der Biogasanlage mit ihren baulichen Anlagen, Infrastrukturen und ver-
siegelten Flächen im Westen des Plangebietes sowie andererseits aus einer landwirtschaftlich genutzten 
Fläche im östlichen Teil des Plangebietes. Sonstige artenschutzrechtlich relevante Vegetationsstrukturen 
wie Hecken, Laubgehölze oder Bäume sind im Plangebiet nicht vorhanden. 
Biogasanlage im Westen des Plangebietes 

 
 

Landwirtschaftfläche im Osten des Plangebietes 

 
 

Außerhalb des Plangebietes schließen in südlicher Richtung ausgedehnte Landwirtschaftsflächen an. Insge-
samt sind diese Landwirtschaftsflächen durch eine sehr strukturarme Ausprägung charakterisiert. Hinsicht-
lich des Natürlichkeitsgrades und der Bedeutung als Lebensraum für Pflanzen und Tiere ist die Beeinträchti-
gung des im Geltungsbereich vorhandenen Biotoptyps (Grünlandnutzung) als mäßig einzuordnen. Die be-
nachbarte Intensiv-Bewirtschaftung und die Nähe zur emittierenden Biogasanlage sowie die umgebenden, 
großflächigen Gewerbebetriebe beeinträchtigten den Lebensraum durch Lärm-, Feinstaub- bzw. Schad-
stoffeinträge. Auf Grundlage der bestehenden Biotoptypologien, kann jedoch ein Rückschluss auf mögliche 
Arten und Tiergesellschaften getroffen werden. 
 
6.3 Zu behandelnde Arten / Artengruppen 

Folgende Arten/Artengruppen wurden auf Basis der Potentialabschätzung als möglicherweise beeinträch-
tigt herausgearbeitet: 

• Avifauna 
Für alle weiteren FFH-Anhang-IV-Arten der Artengruppen wie 

• Säugetiere 
• Amphibien & Reptilien 
• alle Insektengruppen, Mollusken und weitere Wirbellose 
• sowie der Artengruppen Pflanzen, Moose und Flechten 

existieren im Untersuchungsgebiet keine geeigneten Habitate oder es existieren keine Hinweise auf ent-
sprechende Vorkommen. Deshalb kann eine Betroffenheit für diese Arten ausgeschlossen werden. 
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6.4 Artenschutzrechtliche Potentialabschätzung 

Insgesamt ist nutzungs- / standortbedingt von einer eher geringen Artenvielfalt auszugehen; d.h. dass die 
Flächen des Geltungsbereiches vorwiegend von relativ weit verbreiteten und häufigeren Arten (z.B. Drossel, 
Star, Sperling; Feldmaus) als Teillebensraum bzw. zur Nahrungssuche angenommen werden.  
Darüber hinaus stellen die im Geltungsbereich vorhandenen Grünland sowie die südwärts anschließenden 
Ackerflächen einen potentiellen Lebensraum für Offenlandarten dar. Die in der Feldflur heimische Feldler-
che (Alauda arvensis), als auch das Rebhuhn (Perdix perdix) sind artenschutzrechtlich von besonderer Be-
deutung. Beide Arten befinden sich in Hessen in einem ungünstigen-unzureichenden bzw. ungünstig-
schlechten Erhaltungszustand. Der Lebensraum der Feldlerche sind nicht zu feuchte, weiträumige Offenflä-
chen aller Art mit niedriger und lückenhafter Vegetation aus Gräsern und Kräutern. Als Bodenbrüter benö-
tigt die Lerche zum Schutz ihrer Gelege und Aufzucht der Jungvögel eine geringe Vegetationsdichte und 
Pflanzen mit einer Idealhöhe von 25 Zentimetern. Extensiv bewirtschaftetes Grünland ist neben Ackerflä-
chen ihr bevorzugter Lebensraum.  
Die im Plangebiet vorhandenen Landwirtschaftsflächen sind jedoch von prägenden Störkulissen umgeben, 
die einen potentiellen Besatz der Fläche als Brutrevier stark beeinträchtigen. Hierbei wirken die in Betrieb 
stehende Biogasanlage, die Verkehre auf der im Norden direkt angrenzenden Rudolph-Diesel-Straße sowie 
die Gehölze einer im Osten angrenzenden Gärtnerei mit einer jeweiligen Störkulisse von rund 50 m negativ 
auf die Grünlandfläche ein.  
Ebenso stellt die im Süden angrenzende Ackerflur nur bedingt einen geeigneten Lebensraum dar. Das Nah-
rungsangebot an Insekten wird in intensiv genutzten Kulturen durch den Einsatz von Unkraut- und Insek-
tenbekämpfungsmitteln weitgehend vernichtet. Da die Jungvögel ohne tierische Nahrung nicht überleben 
können, wirkt sich ein solcher Nahrungsmangel vor allem auf den Lerchennachwuchs verheerend aus. Die 
starke Düngung von intensiv genutztem Acker- und Grünland erzeugt schnell wachsende und dichte Be-
stände, die für die Feldlerche als Lebensraum unattraktiv sind. Bekannt ist, dass sie Lücken im Bestand des 
intensiv genutzten Agrarraumes nutzt, und beispielhaft in frei liegenden Ackerschlägen - vor allen im Win-
tergetreide – brütet. Flächen, auf denen im April/Mai bereits eine hohe Vegetation steht, werden nicht 
angenommen. Die unmittelbar angrenzenden Flächen zeigen sich daher als ein nur bedingt geeigneter Le-
bensraum. Die das Plangebiet umgebende Feldflur gewinnt erst im Südosten, in Richtung Ehringen, an na-
turräumlicher Qualität für Offenlandarten hinzu. 
Ähnlich der Feldlerche, stellen die Flächen des Geltungsbereiches einen eher ungünstigen Lebensraum für 
das Rebhuhn dar. Rebhühner leben als Kulturfolger in Heiden, auf Acker-, Grün- und Brachland, sowie in 
reich strukturierten Mischgebieten auf trockenen, nährstoffarmen Standorten mit möglichst kleinen Feld-
gehölzen, buschbestandenen Feldrainen und Gräben zur Deckung. Die Umwandlung der Agrarlandschaft in 
flurbereinigte und dann intensiv mit Großmaschinen bewirtschaftete Flächen verdrängte zunehmend ge-
eignete Lebensräume. Vor allem Rückzugsgebiete fehlen, in denen sich Rebhühner verbergen und vor ihren 
Feinden schützen können. Das Insekten- und Wildkräuterangebot, auf das Jung- und Alttiere zur Ernährung 
angewiesen sind, wird durch den Einsatz von Pestiziden so stark eingeschränkt, dass die Fläche, die ein 
Rebhuhn zur Sicherstellung seiner Ernährung braucht, immer größer wird. Das trifft besonders die Jungvö-
gel, die in den ersten Lebenswochen ausschließlich auf Insekten als Nahrung angewiesen sind. Demnach 
erscheint das Habitat der bestehenden Grünlandflächen, auch unter Einfluss der umgebenden Störkulissen, 
als Lebensraum für das Rebhuhn ungeeignet. 
In diesem Kontext kann im Allgemeinen davon ausgegangen werden, dass weder für die Feldlerche, noch 
für das Rebhuhn im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ein geeigneter Lebensraum, oder gar ein geeig-
netes Bruthabitat besteht. 
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Durch die Ausweisung des Sondergebietes werden zwar Offenlandflächen in Anspruch genommen, die 
aber durch bereits bestehende Vorbelastungen und auf Grund ihrer strukturellen Ausprägung einen nur 
geringen Einfluss auf die zu vermutende Biozönose darstellen.  
Für das Plangebiet ist daher nicht davon auszugehen, dass die Flächen als existenzieller Lebens- bzw. 
Teillebensraum in Betracht kommen. Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass insbesondere die 
Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG bei Planverwirklichung nicht erfüllt werden. Ein signi-
fikant negativer Einfluss auf lokale Populationen kann ausgeschlossen werden. Auch ist nicht ersichtlich, 
dass die im Zuge der Planung zu erwartenden Störungen den Erhaltungszustand einzelner Populationen 
verschlechtern oder gar gefährden werden. Artenschutzrechtliche Versagungsgründe sind nicht erkenn-
bar.  
 
 
7 INHALTE DES BEBAUUNGSPLANES 

 
7.1 Art und Maß der baulichen Nutzung, Bauweise, Baugrenze 

Der Geltungsbereich wird zur geordneten städtebaulichen Entwicklung als Sondergebiet gem. § 11 Abs. 2 
BauNVO mit der Zweckbestimmung "Biogasanlage" festgesetzt. Die für den Betrieb der Biogasanlage vor-
handenen und notwendigen Einrichtungen wurden als zulässige Nutzungen planungsrechtlich festgesetzt. 
Hierdurch kann die Etablierung anderweitiger, potentiell schutzbedürftiger Nutzungen ausgeschlossen wer-
den. 
Des Weiteren wurde festgesetzt, dass im Sondergebiet Vorhaben, welche einer UVP-Pflicht gem. UVPG 
unterliegen, unzulässig sind. Hierdurch werden störsame Anlagen, die eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
erfordern, ausgeschlossen, um die Verfahrenskonformität der vorliegenden Bauleitplanung nach § 13 Abs. 1 
Nr. 1 BauGB zu wahren. 
Das Maß der baulichen Nutzung wird in Anpassung an den baulichen Bestand und an die Standortanforde-
rungen mit einer Grundflächenzahl von 0,8 festgesetzt. Darüber hinaus darf die Grundflächenzahl durch die 
in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen bis zu einer GRZ von 0,9 überschritten werden. Hier-
durch wird sichergestellt, dass der vorhandene Umfang von notwendigen Flächenversiegelungen durch 
Fahrsilos, baulichen Anlagen und der Biogasanlage zuzuordnenden Infrastrukturen auf dem Grundstück 
planungsrechtlich gesichert wird. Gleichsam ergeben sich durch die Erweiterung der Sondergebietsfläche im 
Rahmen der zulässigen Festsetzungen moderate Entwicklungsmöglichkeiten für den Betrieb. In diesem 
Sinne wurden ebenfalls die Baugrenzen dahingehend angepasst, einen großflächigen überbaubaren Bereich 
anzubieten, um zukünftige bauliche Erweiterungen abzudecken. 
Im Rahmen der vorliegenden Bebauungsplanänderung wurde zudem die zulässige Höhe baulicher Anlagen 
auf das Höhenbezugssystem – Normalhöhennull – geändert. Dies erfolgte als notwendige planungsrechtli-
che Korrektur, da im rechtskräftigen Bebauungsplan zur Bemessung der Bezugshöhe die natürliche Gelän-
deoberfläche angegeben war; zwischenzeitlich wurde das Grundstück im Bereich der vorhandenen Biogas-
anlage jedoch so stark überformt, dass keine natürliche Geländeoberfläche mehr vorhanden ist. Die festge-
setzte zulässige Gebäudehöhe von maximal 212 m ü.NHN ermöglicht am Tiefpunkt des Grundstückes Ge-
bäudehöhen von etwa 18 m; im Bereich der vorhandenen Lager- und Maschinenhalle von etwa 10 m. 
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7.2 Erschließung 

Die Erschließung des Sondergebietes erfolgt über eine Ein-/Ausfahrt im Nordwesten des Plangebietes von 
der Rudolph-Diesel-Straße aus. Alle notwendigen Fahr- und Aufstellflächen im Plangebiet sind private Er-
schließungsflächen. 
Die innerbetriebliche verkehrliche Abwicklung findet ausschließlich auf dem Betriebsgelände statt. 
 
7.3 Grünordnung und Naturschutzmaßnahmen 

Maßnahmenfläche 
Zum Ausgleich der durch die vorliegende Bebauungsplanänderung einhergehenden naturschutzfachlichen 
Eingriffe ist die Entwicklung eines artenreichen Grünlandbestandes vorgesehen. Hierzu ist die Umwandlung 
eines etwa 35 m breiten Teilbereiches der vorhandenen intensiv bewirtschafteten Landwirtschaftsfläche in 
eine extensiv genutzte Grünlandfläche vorgesehen. Es ist ein entsprechend zertifiziertes Saatgut zur Ent-
wicklung eines artenreichen Grünlands vorgegeben. Der Verzicht zum Einsatz von Düngemittel und Herbizi-
den führt zu einer Verringerung von Nährstoffeinträgen und sichert die nachhaltige Entwicklung des Maß-
nahmenziels. Neben dem naturschutzrechtlichen Ausgleich dient diese Maßnahmenfläche auch dem Arten-
schutz im Hinblick ihrer Aufwertung als Nahrungsraum. 
Für die Kompensationsflächen gelten folgende Vorgaben: 

- Die Flächen sind tiefgreifend umzubrechen und mit zertifiziertem Regio-Saatgut, Produktionsraum 
21, neu einzusäen. 

- Jährlich zweimalige Mahd, wobei die erste Mahd nicht vor dem 15. Juni erfolgen darf. 
- Das Mähgut ist einer Verwertung zuzuführen, eine Mulchmahd ist nicht gestattet. 
- Der Einsatz von Düngemittel und Herbiziden sowie Entwässerungsmaßnahmen oder Bodenauffül-

lungen sind unzulässig. 
Zur planungsrechtlichen Absicherung dieser Kompensationsmaßnahme wird der Bereich im Bebauungsplan 
als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft ausge-
wiesen und diesbezüglich textliche Festsetzungen vorgegebenen. 
 
Sonstige Bepflanzung: anzupflanzende Laubholzhecke 
Innerhalb des Sondergebietes wird die Anpflanzung einer Laubholzhecke entlang der nördlichen und südli-
chen Geltungsbereichsgrenze vorgegeben. In Verbindung mit den zu verwendenden Gehölzen wird hier-
durch eine grünordnerische Einbindung des Grundstückes erwirkt. Gleichsam dienen die Gehölze der Min-
derung der Auswirkungen auf das Landschaftsbild und können zudem die Staubemissionen aus dem Betrieb 
des Grundstückes abmildern. 
 
7.4 Externe Ausgleichsmaßnahmen 

Die durch die vorliegende 1. Änderung des Bebauungsplanes vorbereiteten Eingriffe in Natur- und Land-
schaftshaushalt führen zu einem Defizit, das innerhalb des Geltungsbereiches durch grünordnerische und 
naturschutzfachliche Maßnahmen nicht ausreichend ausgeglichen werden kann (siehe hierzu Kapitel 9.1). 
Somit sind weitere Ausgleichsmaßnahmen auf externen Flächen erforderlich, die als Teil B Kompensations-
maßnahmen – Teil B im Bebauungsplan festgesetzt werden (siehe Kapitel 9.3). 
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7.5 Örtliche Bauvorschriften 

Gestaltung der Grundstücksfreiflächen 
Zur Durchgrünung und Gestaltung wird innerhalb des Sondergebietes die Herstellung von mindestens 10 % 
Grünflächen festgesetzt.  
 
7.6 Hinweise 

Die in der 1. Änderung des Bebauungsplanes aufgeführten Hinweise verweisen auf vorzunehmende Maß-
nahmen im Einzelfall bzw. auf die Beachtung relevanter Richtlinien, Satzungen, etc. 
 
 
8 UMWELTSCHUTZ / NATURSCHUTZRECHTLICHE BELANGE 

 
8.1 Naturschutzfachliche Ausgleichsregelung, förmliche Umweltprüfung  

Bei der Anwendung des vereinfachten Verfahrens entfällt, da keine förmliche Umweltprüfung durchgeführt 
wird, der Umweltbericht nach § 2a BauGB, die zusammenfassende Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB sowie 
die Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind. 
Dennoch verlangt der Gesetzgeber die entsprechenden Umweltbelange zu prüfen und in die Abwägung 
einzustellen. Die erheblichen Umweltauswirkungen sind also auch im vereinfachten Verfahren ohne förmli-
che Umweltprüfung zu ermitteln und in der Planbegründung darzulegen. 
Gleichsam gelten im vereinfachten Verfahren für jene Eingriffe, welche auf Grund der Aufstellung des Be-
bauungsplanes zu erwarten sind, die Vorschriften des Umweltschutzes und der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 3 BauGB.  
 
8.2 Untersuchung der Umweltbelange 

Auch im vereinfachten Verfahren sind die Belange des Umweltschutzes, des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege in die Abwägung einzustellen, wobei die Tiefe der Untersuchung an der örtlichen Ausprägung 
und dem bereits genehmigten baulichen Bestand zu orientieren ist. Wie in Kapitel 5.3 dargelegt, besteht für 
den Standort bereits ein Bebauungsplan, welcher planungsrechtlich für die Bestandsbewertung heranzuzie-
hen ist. 
Bei Umsetzung der Bebauungsplan-Festsetzungen werden im Wesentlichen die im Geltungsbereich des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes dargestellten Maßnahmenflächen zu Gunsten der Erweiterung der Son-
dergebietsfläche aufgegeben. Gleichsam wird die zulässige Überbauung des Grundstückes von bisher 0,65 
GRZ auf 0,8 GRZ (sowie Überschreitung durch Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO bis 0,9 GRZ) angehoben. 
Der überbaubare Bereich wird durch ein großflächiges Baufenster definiert, welches Spielraum für zukünfti-
ge Erweiterungsabsichten belässt. Ebenso wird die festgesetzte Fläche für die Landwirtschaft zu Gunsten 
der Ausweisung einer neuen Maßnahmenfläche überplant. Die bauliche Höhenbeschränkung des Sonder-
gebietes wird auf 212 m ü. Normalhöhennull (NHN) geändert, wodurch einerseits der Höhenbezug pla-
nungsrechtlich gesichert wird und andererseits eine moderate Erhöhung der maximal zulässigen Gebäude-
höhen um etwa 2 m einhergeht.  
Durch die vorgesehenen Änderungen sind vorwiegend die Schutzgüter Boden/Wasser und Kleinklima be-
troffen, da zum Großteil bisher offener Boden und Versickerungsflächen, i.S.d. planungsrechtlichen Anpas-
sung, überbaubar werden. Die Eingriffe werden hierbei durch Konzentration am Standort (keine weiteren 
Erschließungsaufwendungen) auf das notwendige Maß beschränkt. Gleichzeitig sind mind. 10 % der Grund-
stücksflächen als offene, vegetationsfähige Flächen anzulegen. Darüber hinaus befindet sich das Plangebiet 
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innerhalb der Zone III (qualitativ) eines Trinkwasserschutzgebietes. Im Bebauungsplan wird auf die Beach-
tung der maßgeblichen Schutzgebietsverordnung hingewiesen. Tatbestände, die der Schutzgebietsverord-
nung entgegenstehen könnten, sind nicht ersichtlich. Darüber hinaus unterliegt die bauliche Anlage unab-
hängig des Bebauungsplanes der Genehmigungspflicht nach Bundesimmissionsschutzgesetz, wonach im 
Rahmen der eigenständigen Genehmigungsplanung etwaige negative Auswirkungen im Vorfeld aufzuführen 
sind und ggf. notwendige Maßnahmen beschrieben werden müssen. 
Gegenüber der Ist-Situation sind in Bezug auf die Schutzgüter Flora und Fauna durch die Inanspruchnahme 
von Ackerbrachen und landwirtschaftlichen Flächen keine nachhaltigen Beeinträchtigungen zu erwarten. 
Der planungsrechtlich geringfügige Verlust von Landwirtschaftsflächen lässt keine erheblichen Auswirkun-
gen auf Offenlandarten erkennen, da in unmittelbarer Umgebung ausgedehnte Ackerflächen vorhanden 
sind, welche hinreichend Ausweichlebensräume bieten. Darüber hinaus wird die Maßnahmenfläche 
„Ackerbrache“ inhaltlich durch Extensivierung von Grünland auf den bisherigen Ackerflächen planungs-
rechtlich übernommen. Anhaltspunkte für das Vorkommen besonders geschützter Vogelarten liegen nicht 
vor (s Kap. 6.2)  
Eine nachhaltige Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist im Rahmen der maximal zulässigen Gebäude-
höhen nicht gegeben.  
Bei Umsetzung der in der 1. Änderung des Bebauungsplanes festgesetzten Maßnahmen sind weder na-
turschutzrechtlich noch artenschutzrechtlich zu beachtende bzw. geschützte Bereiche oder Arten betrof-
fen. Es sind keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten. 
 
8.3 Vorprüfung des Einzelfalls auf UVP-Pflicht 

Prüferfordernis:  
Infolge der Umsetzung der EU-Richtlinie 85/337/EWG und 97/11/EG in nationales Recht über das Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 
(BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08. September 2017 (BGBl. I S. 3370), ist 
die Umweltverträglichkeit der durch die vorliegende 1. Änderung des Bebauungsplanes „Erzeugung und 
Nutzung Bioenergie“, Bereich „Hagelbreite“ vorbereiteten naturschutzfachlichen Eingriffe zu prüfen. Dies-
bezüglich sieht die vorliegende Bauleitplanung die Standortsicherung und planungsrechtliche Entwicklung 
einer Biogasanlage vor. Dies entspricht nach Nr. 1.2.2.2 der Anlage 1 UVPG einem Vorhaben, für welches 
eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls nach § 7 Absatz 2 UVPG durchzuführen ist. 
Hierbei ist zu klären, ob es sich gem. Anlage 2 i.V.m. Anlage 3 zum UVPG, unter Berücksichtigung der Vor-
haben-, Standort- und Wirkungsfaktoren, um ein Projekt handelt, für das erhebliche Umweltauswirkungen 
erkennbar sind. Ein etwaiger grenzüberschreitender Charakter möglicher Umweltauswirkungen auf andere 
EU-Staaten ist wegen der Lage des Plangebietes und der vorgesehenen Art der Nutzung nicht ersichtlich. 
Daher wird dieses Kriterium nicht weiter untersucht. 
Bei der standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls ist zu prüfen, ob ein Vorhaben trotz seiner geringen 
Größe oder seiner geringen Leistung zu einer erheblichen nachteiligen Umweltauswirkung auf ein in Nr. 2.3 
der Anlage 2 zum UVPG genanntes besonders empfindliches Gebiet führen kann. Neben den dort genann-
ten Gebieten sind Konkretisierungen durch die UVP-Gesetze der Länder zu berücksichtigen (z.B. Natur-
denkmale mit ihrer geschützten Umgebung, geschützte Landschaftsbestandteile, besonders geschützten 
Biotope etc.). Soweit solche Konkretisierungen durch das Landesrecht nicht bestehen, können in begründe-
ten Einzelfällen die Vorgaben des Anhanges III, Nr. 2 der UVP-Richtlinie (z.B. Küstengebiete, Bergregionen 
und Waldgebiete) herangezogen werden. Es muss somit zunächst festgestellt werden, ob ein solches Gebiet 
direkt oder indirekt betroffen sein kann. Ist ein in Nr. 2.3 der Anlage 2 zum UVPG oder in den entsprechen-
den landesrechtlichen Vorschriften genanntes, besonders empfindliches Gebiet durch die Auswirkungen 



Begründung 1. Änderung Bebauungsplan "Erzeugung und Nutzung Bioenergie" 
(Entwurf) Bereich „Hagelbreite“, Stadt Volkmarsen 
   
 
 

   
Seite 16 von 20 Stand: 13.06.2018 
 

eines Vorhabens, das der standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls unterliegt, betroffen, ist eine Vor-
prüfung des Einzelfalls anhand der Kriterien der Nr. 1, Nr. 2.3 und Nr. 3 der Anlage 2 zum UVPG durchzufüh-
ren. Bezüglich der in Nr. 2.3 der Anlage 2 zum UVPG genannten Merkmale des Standortes sind dabei nur die 
Auswirkungen des Vorhabens relevant, die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele des Gebietes 
betreffen.  
Die standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls wurde im Februar 2018 durch die Bauplanung Denhof 
GmbH durchgeführt und mit dem Immissionsschutzamt des Regierungspräsidiums Kassel abgestimmt. Die 
vollständige Vorprüfung liegt als Tabelle dieser Begründung als Anlage bei. 
Im Ergebnis der Vorprüfung wurde festgestellt: 
 
„Im Zusammenhang mit der Biogasanlage können aus dem Betrieb der Verbrennungsmotorenanlage Luft-
verunreinigungen in die umgebende Atmosphäre emittiert werden. Die Ableithöhe der Abgaskamine liegt 
gem. TA-Luft mind. 10m über Grund und 5m über Flachdach der BHKW-Container. Der BHKW-Betrieb führt 
zu keinen nachteiligen Auswirkungen am nächsten schutzwürdigen Immissionsort.  
Weitere Emissionen können durch Geruch entstehen. 
Durch den Betrieb der Biogasanlage und der damit einhergehenden Substratlagerung in dem geschlossenen 
Fermenter wird die von der Atmosphäre getrennte Substartlagerung zu einer deutlichen Verminderung von 
Geruchsemissionen führen. Der Gärrest aus der Biogasanlage ist hinsichtlich seiner Geruchsintensität und -
qualität im Vergleich mit unbehandelten Wirtschaftsdüngern tierischer Exkremente als sehr viel emissions-
ärmer einzustufen. Der Betrieb einer Biogasanlage in Verbindung mit der landbaulichen Verwertung von 
sog. Biogasgülle (Gärrest) ist somit als Maßnahme zur Reduzierung von Gerüchen aus dem landw. Bereich zu 
werten. 
Weiterhin werden durch den Betrieb der  Biogasanlage Energiepflanzen mit insgesamt 10.800 t/a als Pflan-
zensilage auf dem  Fahrsilo gelagert. Mittels der für die Silage notwendigen Abdeckung durch eine Siloplane 
wird das Auftreten von Silagegerüchen ausgehend von der Lagerung auf dem Fahrsilo weitestgehend ver-
mieden werden können. Um diese Belastungen so gering wie möglich zu halten, werden die Flächen nach 
Befüllen der Biogasanlage mit Feststoffen von oberflächlichen Verunreinigungen befreit und sauber gehal-
ten. 
Nur unter bestimmten Umständen, z.B. beim Transport des Silagegutes mittels Radlader (Transportvorgang 
durchschn. zweimal täglich) zum Feststoffdosierer können im Zusammenhang mit dem Betrieb der Biogas-
anlage Geruchsemissionen auftreten, welche nicht schädlich für die Umgebung und in ihrer Eigenschaft 
landwirtschaftstypischen Charakters sind. Die Geruchsbelastung an den anliegenden Wohnhäusern werden 
durch den Betrieb der Biogasanlage gem. Vorgaben der TA-Luft nicht überschritten. 
Im täglichen Betrieb der Biogasanlage werden durch die BHKW-Aggregate, die Ab- und Zuluft der BHKW, die 
Abgaskamine, die Notkühler, die Behälter-Rührwerke und den Feststoffdosierer Lärmemissionen verursacht. 
Die Anlagenkomponenten der Biogasanlage werden dem Stand der Lärmminderungstechnik entsprechend 
ausgewählt, aufeinander abgestimmt sowie entspr. errichtet und betrieben. Die Motoren werden mit Schall-
dämpfer ausgerüstet betrieben. Die vorh. BHKW- Aggregate M2 und M3 werden innerhalb eines massiven 
BHKW- Gebäudes betrieben. Motor M1 wird stillgelegt. Das zusätzliche BHKW M5 wird in einem separaten 
BHKW- Container errichtet und betrieben. Die Emissionsgrenzwerte der TA-Luft für Kerngebiete, Mischgebie-
te und Dorfgebiete werden am nächsten Immissionsort tagsüber sowie nachts nicht überschritten. 
Durch die gepl. Anlagenänderung kommt es zu keinen nachteiligen Auswirkungen auf die v. g. Schutzgü-
ter.“ 
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9 EINGRIFFS- UND AUSGLEICHSPLANUNG 

Eingriffe in Natur und Landschaft, im Sinne des § 14 BNatSchG, sind Veränderungen der Gestalt oder Nut-
zung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden 
Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschafts-
bild erheblich beeinträchtigen können. 
 
9.1 Ermittlung des Kompensationsbedarfs 

Um den Kompensationsbedarf zu ermitteln, wird als Anhaltspunkt auf die Biotopwertermittlung nach der 
Hessischen Kompensationsverordnung zurückgegriffen. Die Berechnung erfolgt für die dauerhaft veränder-
ten Flächen im Bereich der geplanten Siedlungserweiterung einschließlich der Erschließungen. Nach der 
Biotopwertermittlung ergibt sich folgende Bilanz: 
Bestand (22.589 m²): Gesamt:  = 304.085 Punkte 
Planung (22.589 m²): Gesamt:  = 211.998 Punkte 
Nach dieser Bilanzierung wird in der Ausgleichsberechnung ein Defizit von 92.087 Punkten ermittelt. Dieser 
Bewertung liegen folgende Standardnutzungstypen mit entsprechenden Wertpunkten zugrunde: 
 
Rechtskräftiger Bebauungsplan (vom 23.04.2009) 
  Typ.-Nr. WP je qm Biotopwert 

Sondergebiet Bioenergie 
hiervon GRZ 0,65 
hiervon Überschreitung bis max. GRZ 0,8 
hiervon unbefestigte Grundstücksflächen 

9.836 m² 
6.393 m² 
1.476 m² 
1.967 m² 

 
10.710 
10.520 
10.540 

 
3 
3 
7 

 
19.179 
4.428 
13.769 

Maßnahmenflächen (P1) 
(Anpflanzung einer 3-reihigen Hecke) 

1.639 m² 02.400 27 44.253 

Maßnahmenfläche (N1) 
(Ackerbrache) 

6.376 m² 09.110 B 23 146.648 

Fläche für die Landwirtschaft 4.738 m² 11.191 16 75.808 
Geltungsbereich, gesamt 22.589 m² 304.085 

 
1. Änderung des Bebauungsplanes (Fortführung des Verfahrens aus 2013) 
  Typ.-Nr. WP je qm Biotopwert 

Sondergebiet Biogasanlage 
hiervon GRZ 0,8 
hiervon Überschreitung bis max. GRZ 0,9 
hiervon 10% Grünflächen 

19.354 m² 
15.484 m² 
1.935 m² 
1.935 m² 

 
10.710 
10.520 
11.221 

 
3 
3 
14 

 
46.452 
5.805 
27.090 

Anpflanzung einer Laubholzhecke 1.678 m² 02.400 27 45.306 

Maßnahmenfläche (M1) 
(Extensivierung Grünland) 

3.235 m² 06.930 + 
09.130 (B) 

27* 87.345 

Geltungsbereich, gesamt 22.589 m² 211.998 

* 27 WP ergeben sich aus der Mittelung zwischen 06.930 Grünlandeinsaat mit 21 WP und 09.130 (B) Wie-
senbrachen mit 39 WP. 
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Im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplanes können nur 70 % der vorbereiteten Eingriffe durch Aus-
gleichs-, Kompensations- oder Minimierungsmaßnahmen ausgeglichen werden. Es verbleibt ein Defizit von 
92.087 Biotopwertpunkten. 
 
9.2 Teilkompensation 

Auf verbal-argumentativer Ebene wird davon ausgegangen, dass durch grünordnerische Maßnahmen eine 
Teilkompensation des Eingriffs möglich ist, so z.B. durch: 

• Anpflanzung von Laubholzhecken, die alterungsfähige Gehölze darstellen und zu einer nachhalti-
gen grünordnerischen Strukturierung beitragen können 

• Anlage einer extensiv genutzten Grünlandfläche, welche eine ökologische Aufwertung gegenüber 
der intensiv genutzten Landwirtschaftsflächen darstellt und gleichzeitig als Lebens- und Rückzugs-
raum für Offenlandarten erhalten bleibt. 

 
9.3 Externe Kompensationsmaßnahmen (Teilgeltungsbereich B Kompensation) 

Aus landschaftsplanerischer und naturschutzfachlicher Sicht lässt sich der Eingriff in Natur und Landschaft 
im Geltungsbereich entsprechend der aufgeführten Teilkompensationsmaßnahmen nicht vollständig (nur zu 
ca. 70%) ausgleichen. 
Dem Bebauungsplan wird die im Folgenden beschriebene externe Kompensationsmaßnahme (Umgrenzung 
von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft, Teilgel-
tungsbereich B) zugeordnet. 
Vorgesehen sind Maßnahmen auf einer stadteigenen Fläche am südwestlichen Ortsrand von Külte. Die 
Fläche liegt z.T. im Überschwemmungsgebiet der Twiste.  
 
Externe Kompensationsfläche 
Die Fläche liegt in der Gemarkung Külte, Flur 3, Flurstück 99/15 und weist eine Flächengröße von 12.676 m² 
auf. Nördlich grenzen Wohnbaugrundstücke an der Straße „Teichweg“ an. Im Übrigen ist der Standort von 
landwirtschaftlichen Flächen (Weiden, Grünland, Acker) umgeben. In einer Entfernung von etwa 300 m 
verläuft im Süden die Twiste als offenes Fließgewässer. 
Bei der Fläche handelt es sich um eine intensiv genutzte Weidefläche. Der südliche Bereich wird bei Hoch-
wasser der Twiste überschwemmt. Zielsetzung der Kompensationsmaßnahme ist die Extensivierung des 
Weidelandes i.V.m. der Neuanpflanzung von Obstbäumen. Die Kompensationsmaßnahmen wurden mit der 
Unteren Naturschutzbehörde abgestimmt und entwickelt.  
 
Für die Kompensationsfläche gelten folgende Vorgaben: 
 

• Im nördlichen Bereich der Maßnahmenfläche sind mind. 20 Obstbäume, StU ab 7 cm, anzupflan-
zen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. 

• Mahd/Beweidung ab Anfang Juni, mind. zehnwöchige Pause zwischen den Nutzungszeiträumen; 
bei Dauerweide Besatzdichte maximal 1 Großvieheinheit (GVE) je Hektar Weideland  

• Der Einsatz von Düngemittel und Herbiziden sowie Entwässerungsmaßnahmen oder Bodenauffül-
lungen sind unzulässig. 

 
Die vorgegebene Anpflanzung von mind. 20 Obstbäumen dient hierbei einerseits der Einbindung des Orts-
randes in die Landschaft und führt andererseits zu einer faunistische Aufwertung durch Einbringung von 
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Gehölzstrukturen sowie durch Schaffung zusätzlicher Nahrungsangebote im Zuge der sich ergebenden Blü-
ten- und Obstvielfalt. 
Eine Reduzierung des Viehbesatzes, eine Verlängerung der Umtriebszeiten und der Verzicht auf Düngemit-
tel oder Herbizide sind notwendige Maßnahmen zur Extensivierung der Fläche und führen zu einer ökologi-
schen Aufwertung des Standortes. 
Mit einer Aufwertung von 8 Biotopwertpunkten/ m² können die durch vorliegende Bauleitplanung vorberei-
teten Eingriffe mehr als ausgeglichen werden. 
 
Externe Kompensationsflächen – Teil B 
(amtliche Größenangaben) 
Externe Kompensationsfläche (M2)  Typ.-Nr. WP je qm Biotopwert 
(Extensivierung Weideland) 12.676 m²  8* 101.408 
(Anpflanzung von mind. 20 Obstbäumen) (20 m²) 04.110 31 620 
Geltungsbereich Teil B, gesamt 12.676 m² 102.028 

* Die rechnerisch angesetzten 8 WP zeigen die durch die Maßnahmen verbundene ökologische Aufwertung 
der bisherig intensiv genutzten Weidefläche 

 
 
10 BODENORDNUNG UND FLÄCHENBILANZ 

Maßnahmen der Bodenordnung sind nicht erforderlich. Die Gesamtfläche des Bebauungsplanes umfasst ca. 
35.265 m², die sich wie folgt zusammensetzen: 
Sondergebiet Bioenergie 
hiervon GRZ 0,8 
hiervon Überschreitung bis max. GRZ 0,9 
hiervon 10% Grünflächen 

19.354 m² 
15.484 m² 

1.935 m² 
1.935 m² 

Maßnahmenfläche (M1) 
(Extensivierung Grünland) 

3.235 m² 

Externe Kompensationsfläche (M2) 
(Extensivierung Weideland) 

12.676 m² 

Geltungsbereich, gesamt 35.265 m² 

 
 
11 AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

 
• Das im derzeit rechtskräftigen Bebauungsplan „Erzeugung und Nutzung Bioenergie“, Bereich „Hagelbrei-

te“ festgesetzte Sondergebiet wird zu Gunsten der Standortsicherung der vorhandenen Biogasanlage 
sowie zur planungsrechtlichen Absicherung ihrer moderaten Entwicklung vergrößert. 

• Die zulässigen Nutzungen innerhalb des Sondergebietes sind auf den Anlagentyp abgestellt und pla-
nungsrechtlich fixiert. 

• Die Festsetzung zur zulässigen Überbauung des Grundstückes wurde von bisher GRZ 0,65 auf GRZ 0,8 
angehoben.  

• Die im Rahmen der vorliegenden Bebauungsplanänderung in Anspruch genommenen Maßnahmen und 
Landwirtschaftsflächen wurden durch qualifizierte Festsetzungen naturschutzfachlich gesichert. Hierbei 
wurde eine externe Kompensationsfläche in Anspruch genommen. 
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